
Wie können wir den Wie können wir den 

Krieg gegen Gaza Krieg gegen Gaza 
stoppen?stoppen?

Vorschläge für den Aufbau einer Massenbewegung  

und ein Programm gegen Unterdrückung
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mehr Infos und aktiv werden unter:

Seit Wochen gehen wir gegen den 
Krieg gegen Gaza und gegen die Re-
pression gegen die Palästina-Soli-
darität in Deutschland auf die Stra-
ße. Es ist wichtig, unsere Empörung 
und Wut lautstark hinauszuschrei-
en und mit den Demonstrationen 
nicht nachzulassen. Gleichzeitig 
stellt sich die Frage, wie wir eine 
starke Massenbewegung der Soli-
darität mit den Menschen in Gaza 
und dem Westjordanland aufbauen 
können und wie der Kampf gegen 
Krieg, Besatzung, Belagerung und 
ethnische Säuberung gewonnen 
werden kann.Wir wollen unsere 
Vorschläge für ein sozialistisches 
Programm und eine Strategie zur 
Diskussion stellen.

Wem wir nicht vertrauen 
können

Es ist verständlich, dass viele 

Hoffnung in diejenigen Institu-
tionen und Staaten setzen, die 
sich gegen Israels Krieg und für 
eine Waffenruhe aussprechen, ob 
die UNO, die Regierungen mus-
limisch geprägter oder anderer 
Staaten des globalen Südens. 

Die UNO zeigt sich jedoch wie-
der einmal als machtlos, wenn 
sie sich auch nur ansatzweise 
gegen die Interessen der mäch-
tigen westlichen Staaten stellt. 
Hunderte Resolutionen der UNO 
gegen Israel haben seit 1967 keine 
Wirkung gehabt und werden es 
auch in Zukunft nicht haben. Wer 
sich auf diesen Club der kapitalis-
tischen Regierungen und Diktato-
ren verlässt, ist verloren.

Auch die Machthaber der arabi-
schen Staaten oder des Irans und 
der Türkei handeln nicht aus So-
lidarität mit einem unterdrück-
ten Volk, sondern vertreten nur 

ihre eigenen wirtschaftlichen 
und machtpolitischen Interes-
sen. Was zum Beispiel Erdoğan 
von den nationalen Rechten un-
terdrückter Völker hält, zeigt er 
täglich in Bezug auf das kurdi-
sche Volk. Die arabischen Herr-
scher waren und werden jeder-
zeit bereit sein, die Interessen 
der Palästinenser*innen zu ver-
raten, wenn es ihren Interessen 
dient.

Wer kann den Krieg stoppen?
Die einzige Kraft, die den Krieg 

gegen Gaza stoppen und eine Be-
freiung der Palästinenser*innen 
erkämpfen kann, sind die Massen 
der arbeitenden und armen Bevöl-
kerung in Palästina, Israel und in-
ternational. Die Demonstrationen 
von Hunderttausenden in Ägyp-
ten, Jordanien, Kuwait, Tunesien 
und anderen arabischen Staaten, 
aber auch in anderen Teilen der 



Welt einschließlich der USA und 
Europa haben einen Eindruck da-
von gegeben, welche Supermacht 
die Arbeiter*innenklasse und die 
armen Massen weltweit darstel-
len. Ihre Mobilisierungen haben 
die Regierenden in den letzten Wo-
chen gezwungen, zumindest einen 
begrenzten Druck auf die in Teilen 
rechtsextreme Regierung in Israel 
auszuüben. Gerade die Herrschen-
den in der arabischen Welt haben 
eine riesige Angst, dass sich die 
Proteste in Solidarität mit den Pa-
lästinenser*innen schnell gegen 
sie richten können, wie das schon 
in Ägypten geschehen ist, und ei-
nen neuen „Arabischen Frühling“ 
auslösen könnten.

Wir sind der festen Überzeu-
gung, dass nur ein demokratisch 
von den palästinensischen Mas-
sen selbst geführter Kampf mittels 
Massendemonstrationen, Streiks 

und breitem Widerstand gegen die 
Besatzung und Belagerung erfolg-
reich sein kann. Die erste Intifada 
(Arabisch für „Aufstand“) in der 
zweiten Hälfte der 1980er Jahre 
war dafür ein Beispiel. 

Programm und Strategie 
nötig

Doch ohne ein Programm und 
eine Strategie werden auch die 
größten Massenproteste nicht er-
folgreich sein können.

Die Hamas vertritt kein Pro-
gramm und keine Strategie, die 
den Palästinenser*innen wirkliche 
Freiheit, Frieden und soziale Sicher-
heit bringen kann. Sie hat nicht 
nur immer wieder Proteste in Gaza 
unterdrückt, sondern ist auch eine 
pro-kapitalistische, arbeiter*innen- 
und frauenfeindliche Organisa-
tion des rechten politischen Islam. 
Durch terroristische Angriffe auf 
israelisch-jüdische Zivilist*innen 
wie am 7. Oktober bringt sie das pa-
lästinensische Volk der Befreiung 
keinen Schritt näher – im Gegen-
teil, wie man im Moment sehen 
kann. Die Folge solcher Angriffe 
sind eine Stärkung des Nationalis-
mus in der israelisch-jüdischen Be-
völkerung und eine Schwächung 
derjenigen Kräfte in ihr, die gegen 
Besatzung, Belagerung, Krieg und 
Vertreibung eingestellt sind. 

Ein erfolgreicher Kampf gegen 
die Unterdrückung braucht aber 
Verbündete aus der Arbeiter*in-
nenklasse nicht nur in den ara-
bischen Staaten, sondern auch in 
den westlichen kapitalistischen 
Staaten und in Israel selbst. 

Für Arbeiter*inneneinheit 
und Sozialismus 

Die Unterdrückung der Paläs-
tinenser*innen ist nicht von der 
Herrschaft von Kapitalismus und 
Imperialismus zu trennen. Israel 
ist der Vorposten des westlichen 
Imperialismus im Nahen Osten. 
Wie der heutige US-Präsident Joe 
Biden vor Jahren sagte: „Wenn es 
Israel nicht geben würde, müss-
ten wir es erfinden.“ 

Viele Menschen haben nach der 
schrecklichen Erfahrung des Ho-
locaust die Gründung eines jüdi-
schen Staates unterstützt, in der 
Hoffnung ein solcher könne den 

Jüdinnen und Juden Schutz vor 
weiterer Verfolgung bieten. Mar-
xist*innen haben schon 1948 da-
rauf hingewiesen, dass ein durch 
Terror und Vertreibung errichte-
ter Staat zu einer blutigen Falle 
für die Jüdinnen und Juden wird, 
was sich leider bewahrheitet hat. 
Doch dieser in seiner Verfasst-
heit rassistische Staat hat über 
Jahrzehnte eine eigene Nation 
und Klassengesellschaft hervor 
gebracht. Siebzig Prozent der Ein-
wohner*innen wurden in Israel 
geboren. Die breite Mehrheit der 
israelisch-jüdischen Arbeiter*in-
nen hat ebenso ein Interesse an 
einem Leben in Frieden und so-
zialer Sicherheit, wie es die Paläs-
tinenser*innen haben. Nicht sie 
profitieren von dem nationalen 
Konflikt, sondern die Herrschen-
den auf beiden Seiten, die „ihre“ 
Arbeiter*innenklassen durch den 
Verweis auf die äußere Bedro-
hung vom Klassenkampf für so-
ziale Verbesserungen und gegen 
die eigenen Regierungen abhalten 
können.

Sozialistisches Programm
Wir treten deshalb für ein sozia-

listisches Programm ein, das die 
Interessen aller Arbeiter*innen 
und Bäuer*innen im Nahen Os-
ten, unabhängig von Nationalität 
und Religionszugehörigkeit zum 
Ausdruck bringt und eine friedli-
che Einigung der Völker möglich 
macht.

Um ein solches Programm zu 
einer gesellschaftlichen Kraft 
zu machen, braucht es Arbei-
ter*innenorganisationen – Ge-
werkschaften und sozialistische 
Massenparteien – die über die na-
tionalen Grenzen hinweg Verbin-
dungen schaffen und den Kampf 
gegen die herrschenden Klassen 
führen anstatt sich durch ihre 
jeweiligen Regierungen auf die 
Schlachtbank führen zu lassen. 

Nur wenn sowohl in Israel als 
auch in den Palästinenser*innen-
gebieten die prokapitalistischen 
Führer gestürzt und durch Ar-
beiter*innenregierungen ersetzt 
werden, ist eine demokratische 
Einigung denkbar, die die Form 
zweier sozialistischer Staaten mit 
einer gemeinsame Hauptstadt in 
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Jerusalem/Al-Quds als Teil einer 
sozialistischen Föderation im Na-
hen Osten einnehmen könnte und 
in deren Rahmen alle komplizier-
ten Fragen von Grenzziehungen, 
dem Schicksal der Geflüchteten 

Derzeit wird vom politischen 
Establishment, aber auch von 
Linken, der Vorwurf des Anti-
semitismus erhoben, wenn es 
um Kritik an der Politik des 
Staates Israel geht.  Als Sozia-
list*innen kämpfen wir für eine 
Gesellschaft, die frei von Unter-
drückung und Ausbeutung ist. 
Dieses Ziel ist nur dann erreich-
bar, wenn die Arbeiter*innen 
gemeinsam kämpfen. Spaltung 
spielt nur den Herrschenden in 
die Hände. Daher müssen wir 
jegliche Form von Rassismus be-
kämpfen. 
Rassismus ist die systematische 
Diskriminierung von Menschen 
aufgrund ihres nationalen, eth-
nischen oder religiösen Hinter-
grundes. Antisemitismus ist 
eine Form des Rassismus, die 
explizit jüdische Menschen (oder 
für solche gehaltene) trifft, weil 
sie Jüdinnen und Juden sind. 
Antisemitismus hat eine lan-
ge Geschichte und fand seinen 
schrecklichen Höhepunkt in der 
industriellen Vernichtung von 
sechs Millionen Jüdinnen und 
Juden durch die Nazis. 
Heute erfahren Jüd*innen wieder 
vermehrt Diskriminierung, wenn 
sie etwa eine Kippa tragen und auf-
grund dessen beleidigt werden.

Wenn allen jüdischen Menschen 
die Verantwortung für für die 
Unterdrückung der Palästinen-
ser*innen zugeschoben wird, 
dann ist dies auch antisemitisch, 
weil es unzulässig pauschali-
siert. Schließlich gibt es viele Jü-
dinnen und Juden, die die Politik 
des Staates Israel nicht unter-
stützen. 
Doch in der öffentlichen Debatte 
wird nicht  zwischen Kritik an der 
Politik des Staates Israel und pau-
schalisierten Angriffen auf alle 
Jüdinnen und Juden unterschie-
den. Wenn etwa wütende arabi-
sche Jugendliche eine israelische 
Fahne, die bei einer staatlichen 
Einrichtungen gehisst wurde, 
entfernen, richtet sich dies gegen 
einen Staat, der für die Unterdrü-
ckung der palästinensischen Be-
völkerung verantwortlich ist. Das 
ist nicht antisemitisch. 
Die Bewegung gegen die Unter-
drückung der Palästinenser*in-
nen sollte aber diskutieren, ob es 
sinnvoll ist, Parolen und Aktions-
formen zu wählen, die die Wa-
genburgmentalität in Israel ver-
stärken. Gleichzeitig sollte sie die 
Diffamierung und Kriminalisie-
rung von nicht-antisemitischen 
Parolen und Aktionsformen be-
kämpfen.

Antisemitisch?Antisemitisch?

etc. ohne Blutvergießen angegan-
gen werden können.

Für einen solchen Weg treten 
die Sol und das Komitee für eine 
Arbeiter* innen internationale 
(CWI) ein und wir laden alle dazu 

ein, mit uns darüber in Diskussi-
on zu treten.

Das bedeutet nicht, auf eine sozi-
alistische Lösung in der Zukunft 
zu warten, sondern heute schon 
einen größtmöglichen und mas-
senhaften Widerstand gegen den 
Krieg und die Unterdrückung des 
israelischen Staates und seiner 
westlichen Verbündeten aufzu-
bauen – aber diesen Widerstand 
mit einer solchen sozialistischen 
Perspektive zu verbinden.

Für eine demokratische Soli-
daritätsbewegung 

Der Aufbau starker Solidari-
tätsbewegungen in Deutschland 
und international kann dabei 
eine sehr wichtige Rolle spielen. 
Eine solche Bewegung ist aber 
nicht nur für die Unterstützung 
des Kampfes der Palästinen-
ser*innen wichtig, sondern auch 
für die Verteidigung der Rechte 
von Migrant*innen und der ge-
samten Arbeiter*innenklasse 
in Deutschland. Denn zur Zeit 
sind Migrant*innen, vor allem 
arabische, Opfer rassistischer 
Diskriminierung und sollen im 
Windschatten des Krieges demo-
kratische Rechte abgebaut und 
Abschiebung erleichtert werden. 
Aber die gesamte Arbeiter*in-
nenklasse in Deutschland leidet 
unter der herrschenden Politik 
zum Gaza-Krieg wie zu allen an-
deren Kriegen. Denn Aufrüstung 
und Abbau sozialer und Arbei-
ter*innenrechte sind zwei Seiten 
derselben Medaille. Die hundert 
Milliarden Euro für die Bundes-
wehr fehlen in den Schulen, 
Krankenhäusern und beim Kli-
maschutz.

Ein Nein zum Krieg und ein 
Ja zum Kampf für soziale Ver-
besserungen hier und jetzt gehö-
ren deshalb zusammen. Auch in 
Deutschland ist die Arbeiter*in-
nenklasse die potenzielle Kraft, 
um der Kriegspolitik der Bundes-
regierung Steine in den Weg zu le-
gen. In Italien und Belgien haben 
sich  Gewerkschafter*innen schon 
dem Transport von Kriegsmaterial 
nach Israel verweigert. Das ist der 
richtige Weg. Auch wenn wir in 
Deutschland von solchen Aktions-
formen noch weit entfernt sind, 



Veranstaltung & Kontakt

Kapitalismus bedeutet Krise, 
Kriege, Sozialabbau, Umweltzer-
störung und Diskriminierung. 
Dagegen muss massenhafter 
Widerstand organisiert werden. 
Dafür sind wir aktiv und bau-
en eine internationale, sozialis-
tische Organisation auf. Dafür 
kämpfen unsere Mitglieder in 
den Gewerkschaften, sozialen 
Bewegungen und der Partei DIE 
LINKE. Wir treten für kämp-
ferische und demokratische 
Gewerkschaften und für den 
Aufbau einer sozialistischen Ar-
beiter*innenpartei ein.
Der Kapitalismus ist eine Klas-
sengesellschaft. Die Interessen 
der arbeitenden Klasse und der 
Kapitalist*innenenklasse sind 
unvereinbar. Deshalb kann die-
ses System nicht zu einer sozial 
gerechten Gesellschaft refor-
miert werden, die Macht- und 
Eigentumsverhältnisse müssen 
grundlegend verändert werden. 
Deshalb gilt es, den Kampf für 
Verbesserungen mit dem Kampf 
für eine sozialistische Gesell-
schaft zu verbinden. Sozialis-
mus bedeutet, dass Banken und 
Konzerne in Gemeineigentum 
sind und die Gesellschaft demo-
kratisch durch die arbeitende 
Bevölkerung kontrolliert und 
verwaltet wird. Das hat nichts 
mit den stalinistischen Diktatu-
ren zu tun, die in der DDR oder 
der Sowjetunion existierten.
Wir sind Teil der weltweiten 
sozialistischen Organisation 
Komitee für eine Arbeiter*in-
neninternationale. Ziel ist der 
weltweite Aufbau sozialistischer 
Massenorganisationen, die der 
Arbeiter*innenklasse helfen 
können, den Kapitalismus durch 
Massenbewegungen zu stürzen 
und durch eine sozialistische 
Demokratie zu ersetzen.

Dafür kämpft die Solmüssen wir die Debatte in die Ge-
werkschaften tragen und uns der 
pro-israelischen Politik der heuti-
gen Gewerkschaftsführungen ent-
gegen stellen. Sol-Mitglieder ha-
ben gemeinsam mit andern dazu 
zum Beispiel den Aufruf „Stoppt 
den Angriff auf Gaza“ initiiert und 
bringen entsprechende Debatten 
in die Gewerkschaften ein. Glei-
ches gilt für die Partei Die Linke, 
die leider auch keine unmissver-
ständliche Position gegen Krieg 
und Besatzung einnimmt.

Wir treten auch dafür ein, dass 
sich die Solidaritätsbewegung auf 
einer demokratischen Grundlage 
organisiert und Wege findet, in die 
Gesellschaft und die Arbeiter*in-
nenklasse in Deutschland hinein-
zuwirken.

Dabei sollte es Raum für unter-
schiedliche Vorstellungen und 
Strategien geben, aber gleichzeitig 
sollten auch einige internationa-
listische Prinzipien als gemein-
same Basis definiert werden. Dies 
könnte durch die Bildung breiter 
lokaler Solidaritäts-Komitees und 
die Durchführung einer bundes-
weiten Konferenz geschehen, die 
sich eine gemeinsame Plattform 
geben und einen Vertretungsaus-
schuss wählen. Das wäre ein Weg 
für die Bewegung, sich eine demo-
kratische Vertretung zu geben, die 
in der Gesellschaft für die Solida-
rität mit den Palästinenser*innen 
sprechen kann.

Grundpositionen einer solchen 
Bewegung sollten aus unserer 
Sicht beinhalten:

 ■ Sofortiges Ende der Angriffe 
auf Gaza und Rückzug der is-
raelischen Armee

 ■ Ende der Belagerung von Gaza 
und der Besetzung des Westjor-
danlands

 ■ Sofortiger Stopp des Siedlungs-
ausbaus im Westjordanland

 ■ Nein zum Terror gegen Zivi-
list*innen

 ■ Freilassung aller zivilen Gei-
seln und palästinensischen 
politischen Gefangenen

 ■ Ablehnung von jeder Form von 
Rassismus und Antisemitis-
mus

 ■ Ablehnung der Unterstützung 
der israelischen Regierung 
durch die Bundesregierung 
durch Waffenlieferungen und 
andere Maßnahmen

 ■ Kampf gegen die Einschrän-
kung demokratischer Rechte 
und Verschärfungen des Auf-
enthaltsrechts für Migrant*in-
nen im Kontext des Gaza-
Kriegs

 ■ Anerkennung der demokrati-
schen und nationalen Rechte 
aller Bevölkerungsgruppen im 
Nahen Osten und Befürwor-
tung einer breiten und demo-
kratischen Debatte über eine 
politische Lösung des Nahost-
Konflikts 

Auf dieser Grundlage könnten 
gemeinsame Proteste organisiert 
werden und Veranstaltungen 
durchgeführt werden, um über die 
Ursachen des Konflikts aufzuklä-
ren und Solidarität gegen Krieg 
und Besatzung zu verbreiten. 
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